
Antrag U03: Nationaler Aktionsplan FLINTA*gesundheit – den
Gender Health Gap schließen!

Antragsteller*in: UB-Vorsitz Jusos Gießen (Unterbezirk Gießen · Nr. GI-2)

Status: angenommen in geänderter Fassung

Sachgebiet: U - Umwelt-, Klima- Verbraucherschutz und Gesundheit

Entscheidung: wie Empehlung abweichend:

1 Die Bezirkskonerenz der Jusos Hessen-Süd möge olgende Forderungen beschließen:
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Das Bundesgesundheitsministerium wird damit beautragt einen nationalen1.

Aktionsplan FLINTA*gesundheit zu erarbeiten und zu implementieren.

Der Aktionsplan soll zentrale Wirkungsziele und Maßnahmen ormulieren, die der2.

Verbesserung der Gesundheit und Chancengerechtigkeit von FLINTA* dienen. Das

übergeordnete Ziel soll dabei die Überwindung des Gender Health Gaps sein.

Unter der Schirmherrschat des Bundesgesundheitsministerium soll ein jährliches3.

Dialogorum zur FLINTA*gesundheit stattfnden.

Zur Finanzierung des Aktionsplans, der Forschung und des Dialogorums sollen4.

jährlich Mittel in Höhe von 50 Millionen zur Verügung gestellt werden.

In der universitären Lehre und Forschung soll ein größerer Fokus au Frauen- und5.

genderspezifsche Themen gelegt werden.

Das Land soll alle Kommunen mit den fnanziellen Mitteln ausstatten, anonyme6.

kostenreie Tests au sexuell übertragbare Krankheiten anbieten zu können.

Begründung
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Die medizinische Versorgung, Forschung und Lehre richtet sich seit Jahrhunderten an einem

„Einheitsmenschen“ aus, der vor allem durch einen „männlichen Normkörper“ geprägt wurde.

Dies hat atale Auswirkungen, denn der weibliche Körper entspricht nicht dem männlichen.

Frauen benötigen andere Medikamentendosierungen und zeigen andere Krankheitssymptome, die

nicht selten ehlgedeutet werden. Das eindringlichste Beispiel ist die Wahrnehmung der

Symptome eines Herzinarktes. Während sich bei Männern „klassische“ Symptome zeigen (stärkste

Schmerzen, die von der linken Bursthälte ausgehend in den linken Arm, die Schulter und den

Kieer ausstrahlen) haben Frauen häufg „unspezifsche“ Symptome, die in Form von

Oberbauchschmerzen, Stechen in der Brust, Rückenschmerzen, Übelkeit, Depressionen oder auch

einem allgemeinen Unwohlsein mit Müdigkeit autreten. Weil diese Symptome ehlgedeutet

werden und der Ernst der Lage so nicht rechtzeitig erkannt wird, dauert es deutlich länger, bis mit

einer angemessene notallmedizinische Versorgung begonnene wird und die Betroenen in eine

Notallaunahme gelangen. Deshalb sterben Frauen prozentual deutlich häufger an einem

Herzinarkt als Männer. Selbst wenn, eine rechtzeitige Versorgung begonnen wird, hängt ihr

Überleben davon ab, wer sie behandelt. Eine Studie aus den USA zeigt, dass Frauen, die von einer

Ärztin behandelt werden, ein deutlich höhere Überlebensrate auweisen. Die Problematik

beschränkt sich aber keinesalls nur au einen Herzinarkt. Entsprechend einer dänischen Studie,

die die Daten von 6,9 Millionen Patient:innen analysiert hat, erhalten Frauen im Durchschnitt 4

Jahre später als Männer eine korrekte Diagnose. Dies betrit beispielsweise ADHS, Endometriose

aber auch schwere Krebsleiden. Für intersexuelle, nicht-binäre, trans und agender Personen

besteht aktisch keine angemessene Datenlage. Gendermedizin spielt weder im Curriculum des

Medizinstudiums noch anderer Ausbildungsberue in der Medizin eine angemessene Rolle. Dieser

so genannte Gender Health Gap muss schnellstmöglich geschlossen werden, denn er geährdet

wissentlich und ahrlässig Millionen Menschenleben weiblich gelesener Personen.

Das Menschenrechtskommissart der Vereinten Nationen hat Deutschland bereits mehrach ür

seinen Umgang mit Schwangerschatsabbrüchen gerügt. Im Fokus der Kritik stand und steht dabei

die Kriminalisierung von Schwangerschatsabbrüchen, die durch §218 StGB geregelt wird. Die

Berichterstatterin des zuständigen Ausschusses der UN zur Umsetzung der internationalen

Frauenrechtskonvention Cedaw schreibt dazu olgendes: Sie nehme zur Kenntnis, dass der

deutsche Staat eine Verbesserung der Situation um den Abtreibungsparagraen 218a des

Stragesetzbuchs „zurückweist“.

Der Paragra schreibt eine Pichtberatung ür ungewollt Schwangere und eine Wartezeit von drei

Tagen zwischen Beratung und Abbruch vor. Zudem verweigere der Staat eine Kostenübernahme von

Schwangerschatsabbrüchen, so die Berichterstatterin. Deutschland sei damit daran „gescheitert,

mit dem Ausschuss zu kooperieren“. Das „Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von

Diskriminierung der Frau“ Cedaw wurde 1979 von der UNO verabschiedet und 1985 von der

Bundesrepublik ratifziert. Die Vertragsstaaten verpichten sich zur rechtlichen und aktischen

Gleichstellung von Frauen.

Mit der Streichung des §219 geht Deutschland einen ersten Schritt. Diesem müssen nun aber

zwangsläufg weitere olgen, die eine vollständige Entkriminalisierung von

Schwangerschatsabbrüchen vollziehen.
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